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§ 11 
Name, Sitz und Aufgaben 

(1) Das Universitätsklinikum Ulm ist eine 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Universität Ulm. Sie führt den 
Namen „Universitätsklinikum Ulm“. 

(2) Das Universitätsklinikum Ulm hat sei-
nen Sitz in Ulm. 

(3) Dem Universitätsklinikum obliegen die 
in § 4 Universitätsklinikagesetz (UKG) 
beschriebenen Aufgaben. Es ist Ort und 
Stätte der medizinischen Forschung und 
Lehre. Das Universitätsklinikum kann auch 
eigene Forschungsaktivitäten insbesonde-
re patientenbezogene Studien und An-
wendungsbeobachtungen ausüben. 

§ 2 
Organe 

(1) Organe des Universitätsklinikums sind 

1. der Aufsichtsrat, 
2. der Klinikumsvorstand. 

Sie können Kommissionen einsetzen. 
Vorsitzender soll jeweils ein Mitglied des 
Organs sein. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats und 
des Klinikumsvorstands sind - auch nach 

                                                 
1 Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung und 
besseren Lesbarkeit wird in der Satzung bei Be-
zeichnungen die männliche Form verwendet; es gilt 
aber gleichermaßen die weibliche Bezeichnung. 

ihrem Ausscheiden - zur Verschwiegenheit 
verpflichtet.  

(3) Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand 
sind beschlussfähig, wenn sämtliche Mit-
glieder ordnungsgemäß geladen sind und 
mindestens die Hälfte der Mitglieder an-
wesend ist. Die Zahl der anwesenden Mit-
glieder ist ohne Bedeutung, wenn über 
dieselbe Angelegenheit wegen Be-
schlussunfähigkeit in der zweiten Sitzung 
erneut verhandelt wird; in der zweiten Ein-
ladung ist hierauf ausdrücklich hinzuwei-
sen. Die Beschlüsse werden mit der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden 
Mitglieder gefasst. Die Enthaltungen zäh-
len bei der Ermittlung der Mehrheit nicht 
mit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. Eine 
Beschlussfassung im schriftlichen Verfah-
ren ist zulässig, wenn kein Mitglied wider-
spricht. In Angelegenheiten, die keinen 
Aufschub dulden, entscheidet der Vorsit-
zende im Wege der Eilentscheidung. Die 
Entscheidung und die Gründe der Eilbe-
dürftigkeit sind in der folgenden Sitzung 
des betreffenden Organs zu protokollieren. 

(4) Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand 
geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung. Die Geschäftsordnung des Klini-
kumsvorstandes bedarf der Zustimmung 
des Aufsichtsrates. 

§ 3 
Zusammensetzung, Bestellung und 

Verfahren des Aufsichtsrats 

(1) Dem Aufsichtsrat gehören an 

1. ein Vertreter des Wissenschaftsminis-
teriums, der auch den Vorsitz führt,  

2. ein Vertreter des Finanzministeriums, 
3. der Präsident der Universität, 
4. ein vom Aufsichtsrat der Universität 

benannter hauptberuflicher Professor 
der Universität, 

5. zwei externe Sachverständige aus der 
Wirtschaft, 

6. zwei externe Sachverständige aus der 
medizinischen Wissenschaft, 

7. ein Vertreter des Personals. Er wird 
von den Beschäftigten des Universi-
tätsklinikums gewählt; Angehörige des 
wissenschaftlichen Personals der Uni-
versität, die Aufgaben im Universitäts-
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klinikum erfüllen, sind wählbar und 
wahlberechtigt. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats wer-
den vom Minister für Wissenschaft, For-
schung und Kunst auf die Dauer von drei 
Jahren bestellt. Die Mitglieder des Auf-
sichtsrats können ihr Amt jederzeit durch 
eine an das Ministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst gerichtete schriftli-
che Erklärung niederlegen. 

(3) Für die Wahl des Mitglieds nach Abs. 1 
Nr. 7 gelten das Landespersonalvertre-
tungsgesetz und die Wahlordnung sinn-
gemäß. Scheidet das Mitglied gemäß Ab-
satz 1 Nr. 7 aus, ist unverzüglich die Neu-
wahl eines Vertreters des Personals ein-
zuleiten.  

(4) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte 
einen stellvertretenden Vorsitzenden. 

(5) Die Mitglieder des Klinikumsvorstands 
nehmen an den Beratungen des Aufsichts-
rats teil, soweit der Aufsichtsrat im Einzel-
fall nichts anderes beschließt. 

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhal-
ten eine angemessene Vergütung. Sie 
wird vom Aufsichtsratsvorsitzenden fest-
gelegt.  

§ 4 
Aufgaben des Aufsichtsrats 

Dem Aufsichtsrat obliegen die im § 9, § 11 
Abs. 4 und § 12 Abs. 3 UKG beschriebe-
nen Aufgaben. Er hat ein umfassendes 
Informations-, Einsichts-, und Prüfrecht. Er 
kann damit auch einzelne Mitglieder oder 
für bestimmte Aufgaben besondere Sach-
verständige beauftragen. Maßnahmen der 
Geschäftsführung können ihm nicht über-
tragen werden. 

§ 5 
Zusammensetzung und Bestellung des 

Klinikumsvorstands 

(1) Dem Klinikumsvorstand gehören an 

1. der Leitende Ärztliche Direktor als Vor-
sitzender, 

2. der stellvertretende Leitende Ärztliche 
Direktor, 

3. der Kaufmännische Direktor, 
4. der Dekan der Medizinischen Fakultät, 
5. der Pflegedirektor. 

(2) Der Leitende Ärztliche Direktor, der 
Kaufmännische Direktor und der Pflegedi-
rektor werden auf die Dauer von drei bis 
fünf Jahren bestellt. Sie nehmen ihr Amt 
hauptberuflich wahr. Der stellvertretende 
Leitende Ärztliche Direktor wird auf die 
Dauer von drei bis fünf Jahren bestellt. 

(3) Der Kaufmännische Direktor und der 
Pflegedirektor haben Stellvertreter. Sie 
werden wie Vorstandsmitglieder bestellt. 
Sie treten im Falle der Abwesenheit des 
Kaufmännischen Direktors bzw. des Pfle-
gedirektors in dessen Rechte und Pflich-
ten ein, soweit dies rechtlich zulässig ist. 

§ 6 
Aufgaben des Klinikumsvorstands 

(1) Der Klinikumsvorstand nimmt die in  
§ 10 Abs. 1 und § 12 Abs. 3 UKG be-
schriebenen Aufgaben wahr. Er bereitet 
die Beschlüsse des Aufsichtsrates vor und 
führt sie durch. Er unterrichtet den Auf-
sichtsrat über besondere Anlässe unver-
züglich, über wichtige Angelegenheiten 
regelmäßig. Der Dekan kann in Angele-
genheiten, in denen Forschung oder Lehre 
betroffen sind, eine Unterrichtung des Auf-
sichtsrates verlangen.  
 
(2) Der Leitende Ärztliche Direktor und der 
Kaufmännische Direktor vertreten das 
Universitätsklinikum gemeinsam. Sind sie 
verhindert, so treten der stellvertretende 
Leitende Ärztliche Direktor und der stell-
vertretende Kaufmännische Direktor an 
ihre Stelle. Die Vorstandsmitglieder erledi-
gen im Rahmen ihres Geschäftsbereichs 
die regelmäßig wiederkehrenden Angele-
genheiten in eigener Zuständigkeit und 
sind in diesem Rahmen zur Einzelvertre-
tung des Universitätsklinikums befugt. 
Zum Geschäftsbereich des Leitenden 
Ärztlichen Direktors oder seines Stellver-
treters gehören die Angelegenheiten der 
Organisation und des Klinikumsbetriebes, 
zum Geschäftsbereich des Kaufmänni-
schen Direktors die Personal- und Wirt-
schaftsangelegenheiten, zum Geschäfts-
bereich des Pflegedirektors die Organisa-
tion und Durchführung der Krankenpflege. 
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§ 7 
Gliederung des Universitätsklinikums  

(1) Organisatorische Grundeinheiten des 
Universitätsklinikums sind Kliniken und 
Institute (§ 8). Kliniken und Institute, die 
fachlich und funktional in enger Beziehung 
zueinander stehen, können sich zusam-
menschließen. 

(2) Zur Wahrnehmung von zentralen Auf-
gaben können Zentrale Einrichtungen  
(§ 9), zur Wahrnehmung von klinik- oder 
institutsübergreifenden gemeinsamen Auf-
gaben können Gemeinsame Bereiche  
(§ 10) eingerichtet werden.  

(3) Das Klinikum betreibt zur Ausbildung 
des eigenen Nachwuchses, zur Weiterbil-
dung eigener Mitarbeiter sowie für den 
Bedarf externer Einrichtungen Schulen für 
nichtärztliche medizinische Berufe mit der 
Bezeichnung "Akademie für Gesundheits-
berufe " (§ 12).  

(4) Eine Abweichung von den Bestimmun-
gen dieser Satzung zur Erprobung neuer 
Verfahren und/oder neuer Organisations- 
und Leitungsstrukturen und Bezeichnun-
gen ist in Einzelfällen zulässig. Sie bedarf 
der Zustimmung des Aufsichtsrats. 

§ 8  
Kliniken und Institute 

(1) Kliniken sind Grundeinheiten, in denen 
Patienten unmittelbar stationär oder ambu-
lant behandelt werden. Institute sind 
Grundeinheiten, die Aufgaben in der mit-
telbaren Krankenversorgung oder in For-
schung und Lehre wahrnehmen.  

(2) Die Kliniken/Institute gewährleisten in 
enger Zusammenarbeit mit der Medizini-
schen Fakultät die Verbindung der Kran-
kenversorgung mit Forschung und Lehre. 
Der Klinikumsvorstand bestimmt die Auf-
gaben sowie die bauliche, gerätetechni-
sche, personelle und wirtschaftliche Aus-
stattung. Kliniken/Institute tragen gegen-
über dem Klinikumsvorstand die Verant-
wortung für die ordnungsgemäße Aufga-
benerfüllung und Verwendung der Res-
sourcen. Über interne Organisation, Auf-
gabenverteilung, Personaleinsatz und Mit-
telverwendung entscheidet der Leiter der 

Klinik/des Instituts. Die ärztliche Verant-
wortung für die Patientenversorgung liegt 
abschließend beim Leiter der Klinik/des 
Instituts.  

(3) Für besondere Aufgabengebiete einer 
Klinik/eines Instituts in Krankenversor-
gung, Forschung oder Lehre können Sek-
tionen gebildet werden. Über die Errich-
tung, Änderung und Aufhebung und über 
die Bestellung des Leiters entscheidet der 
Klinikumsvorstand auf Vorschlag des Kli-
nik-/Institutsleiters. 

(4) Als Leiter einer Klinik/eines Instituts 
soll ein im Rahmen eines Berufungsver-
fahrens von der Universität Ulm ausge-
wählter und vom Land Baden-
Württemberg ernannter W3-Professor 
bzw. vergleichbarer angestellter Professor 
bestellt werden. Sofern Kliniken/Institute in 
Kooperation mit einem externen Träger 
betrieben werden, ist auch die Bestellung 
eines von der Universität bestellten Hono-
rarprofessors möglich. Der Leiter der Kli-
nik/des Instituts wird durch den Klinikums-
vorstand bestellt. Seine Aufgaben, Rechte 
und Pflichten sind in der Funktionsbe-
schreibung und Berufungsvereinbarung 
der Universität, der Zusage über die Aus-
stattung der Klinik/des Instituts durch die 
Medizinische Fakultät oder das Universi-
tätsklinikum sowie in einer Chefarztverein-
barung bzw. Leitungsvereinbarung gere-
gelt. Die Leiter der Kliniken und der an der 
mittelbaren Krankenversorgung beteiligten 
Institute tragen die Bezeichnung „Ärztli-
cher Direktor“, die Leiter der Institute mit 
Aufgaben in der Forschung und Lehre die 
Bezeichnung „Direktor“. 

(5) Im Falle einer Vakanz kann der Klini-
kumsvorstand eine befristete und widerruf-
liche Regelung für eine kommissarische 
Leitung treffen. 

(6) Für jede Klinik/jedes Institut wird auf 
Vorschlag des Leiters der Klinik/des Insti-
tuts jederzeit widerruflich ein stellvertre-
tender Leiter bestellt. Der Stellvertreter soll 
die Befähigung für eine Berufung in ein 
Professorenamt der Besoldungsgruppen 
W3 oder W2 besitzen. Er führt im klini-
schen Bereich die Bezeichnung „Leitender 
Oberarzt“. 
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§ 9 
Zentrale Einrichtungen 

(1) Der Klinikumsvorstand kann zur Wahr-
nehmung zentraler Aufgaben Zentrale 
Einrichtungen als eigenständige Organisa-
tionseinheit mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bilden. 

(2) Die Klinikumsverwaltung ist dem Kauf-
männischen Direktor, der Pflegedienst 
dem Pflegedirektor und die weiteren Zent-
ralen Einrichtungen sind dem Leitenden 
Ärztlichen Direktor oder seinem Stellver-
treter zugeordnet. Der Klinikumsvorstand 
bestellt die Leiter der Zentralen Einrich-
tungen und deren Stellvertreter. Sie führen 
die Bezeichnungen „Direktor“ bzw. „Stell-
vertretender Direktor“. 

§ 10 
Gemeinsame Bereiche 

Zur Koordinierung und Wahrnehmung 
klinik- oder institutsübergreifender Aufga-
ben oder Interessen können Gemeinsame 
Bereiche durch den Klinikumsvorstand 
gebildet und aufgelöst werden. Die Ge-
meinsamen Bereiche geben sich ein Sta-
tut, das der Genehmigung durch den Klini-
kumsvorstand bedarf. Externe Einrichtun-
gen und Personen können kooptiert wer-
den. 

§ 11 
Pflegedienst 

(1) Die Gliederung des Pflegedienstes 
orientiert sich an der Klinikorganisation. 
Für eine oder mehrere Kliniken können 
vom Klinikumsvorstand auf Vorschlag des 
Pflegedirektors und im Einvernehmen mit 
dem Leiter der Klinik Pflegedienstleiter 
bestellt werden.  

(2) Der Pflegedirektor ist weisungsberech-
tigter Disziplinar- und Fachvorgesetzter 
aller Pflegedienstmitarbeiter und entschei-
det über den Einsatzbereich. Er leitet an 
und überwacht alle Pflegedienstmitarbeiter 
in enger Abstimmung mit der ärztlichen 
Leitung. Im medizinischen Konfliktfall ge-
bührt der ärztlichen Fachweisung der Vor-
rang. Die wirtschaftliche Verantwortung für 
die Personalkosten des Pflegedienstes 

und die vom Pflegedienst veranlassten 
Maßnahmen liegt beim Leiter der Klinik. 
Leiter und Pflegedirektor haben sich über 
den wirtschaftlichen Einsatz abzustimmen. 

§ 12 
Akademie für Gesundheitsberufe 

(1) Die Akademie umfasst die Schulen für 
Gesundheitsberufe und den Bereich Wei-
terbildung des Universitätsklinikums. Über 
die Einrichtung, Aufhebung und Verände-
rung entscheidet der Klinikumsvorstand.  

(2) Die Akademie wird durch einen vom 
Klinikumsvorstand bestellten Direktor ge-
leitet. Er soll die Befähigung für die Über-
tragung eines Professorenamtes im Be-
reich der Lebenswissenschaften besitzen. 

(3) Organisation und Aufgaben der Aka-
demie werden durch eine Schulordnung 
geregelt, die der Klinikumsvorstand er-
lässt. Die Ausbildungsbestimmungen rich-
ten sich nach den rechtlichen Vorgaben.  

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag der Genehmi-
gung durch das Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst in Kraft. 
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Formulierungsvorschlag für Protokollanmerkung  
 
Aufsichtsrat und Klinikumsvorstand stimmen darin überein, dass unter der Formulie-
rung im § 9 Abs. 2 UKG, „Der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen außergewöhn-
liche, über den Rahmen des laufenden Geschäftsbetriebs hinausgehende Rechtsge-
schäfte, Maßnahmen und Regelungen.“, außer den in Ziff. 1 bis 4 aufgezählten For-
mulierungen auch die Entwicklungspläne für das Universitätsklinikum, die allgemei-
nen Regelungen der Nebentätigkeit, der Inanspruchnahme von Personal, Einrichtun-
gen oder Material im Rahmen von Nebentätigkeiten, der Mitarbeiterbeteiligung sowie 
die Grundsätze der Chefarztvereinbarungen gehören.  


